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nimmt der Kläger zu der gerichtlichen Anfrage wie folgt Stellung. 

 

Vor nunmehr genau 1 Jahr wurde eine kombinierte Untätigkeits- und Leistungsklage 
eingereicht, um gesetzlich vorgeschriebene aber nicht umgesetzte 

Schadensersatzleistungen gegen die Beklagte durchzusetzen. 

 

Das Klagebegehren wurde bestmöglich dargelegt und die Umsetzung durch die 
Beklagte entspricht in der Einfachheit der Herausgabe von Wechselgeld an der 

Discounterkasse. Dort bedarf es keineswegs einer „weiteren Klage“ um die 

Auszahlung des korrekten Zahlbetrags zu erhalten. 
 

Die Beklagte jedoch provozierte bisher bereits 13 Schriftsätze, um eine simple 

gesetzliche Vorschrift halbherzig umzusetzen. Eine solche unzureichende Arbeit in 
der „Qualitätssicherung“ einer Sozialbehörde kann dem Steuerzahler kaum 

vermittelt werden.  

 

Aus Klägersicht ist es völlig gleichgültig unter welchem Aktenzeichen eine 
ordentliche und korrekte Berechnung seiner Auszahlung erfolgt. Der eingefügte 

Berechnungsbogen des Beklagten weist jedoch ein falsches Datum für den 

vollständigen Eingang der Unterlagen sowie eine fehlerhafte Verzinsungsdauer aus. 
 

 



Eingestanden wird jedoch, dass tatsächlich wohl keine „Untätigkeit“ mehr vorliegt. 

Die Beklagte ist tätig geworden und hat nach Auffassung des Klägers Pfusch 
abgeliefert. (Siehe Abbildung) 

 

Kein seriöser Handwerker würde einen solchen Auftrag als „fertig“ abtun.  
 

Der Kläger interpretiert diese Arbeitsleistung als offensichtlichen Wunsch nach 

einem weiteren Arbeitsauftrag. Diesem Wunsch kommt der Kläger hiermit nach.  
 

Die Beklagte wurde aufgefordert den programmeigenen Zinsberechnungsbogen 

vorzulegen und bei der Verzinsungsdauer die aktuelle Rechtsprechung des BSG zu 

berücksichtigen. Dies erfolgte jedoch nicht.  
 

Da die Berechnung des Zinszeitraums von einem falschen Datum der vollständigen 

Unterlagen ausgeht und der Zeitraum zusätzlich um weitere 5 Monate verkürzt 
wurde ist die Klage hinreichend begründet. 

 

Damit hat das Gericht ebenfalls über eine Kostenentscheidung zu befinden. 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 

  
  

 

 

 
 


